Deutscher Bundestag 
7. Wahiperiode 


Drucksache 7/3694 

27. 05. 75 


Sachgebiet 7 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Repubiik Österreich zur Vereinfachung der Förmiichkeiten im Warenverkehr 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und Griecheniand 
und der Türkei andererseits beim Weiterversand von Waren aus Österreich 


Empfehiung einer Verordnung des Rates über den Abschiuß eines Abkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Repubiik Österreich 
zur Vereinfachung der Förmiichkeiten im Warenverkehr zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und Griechenland und der Türkei andererseits 
beim Weiterversand von Waren aus Österreich 


Druck: Then6e Druck KG. 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 BonivBad Godesberg 1. 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3694 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bericht über die Verhandlungen 

I. Einleitung 

Mit Beschluß vom 21. Januar 1974 hat der Rat die 
Kommission ermächtigt, „ein Abkommen zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Österreich über die Bedingungen auszuhandeln, un- 
ter denen Waren im Verkehr zwischen der Gemein- 
schaft einerseits und Griechenland und der Türkei 
andererseits durch Österreich durchgeführt oder 
dort gelagert werden können'' 

Mit diesem Beschluß wurde der Empfehlung ent- 
sprochen, die die Kommission am 10. April 1973 
an den Rat gerichtet hatte -). 

Mit dem Abkommen soll für Waren, die von Öster- 
reich aus weiterversandt werden, eine neue Ver- 
fahrensregelung geschaffen werden, die die Regeln 
der am 2. öktober 1962 zwischen den Zollverwaltun- 
gen der Mitgliedstaaten, Österreichs und Griechen- 
lands getroffenen Vereinbarung, des sog. „Salzbur- 
ger Arrangements" ersetzen soll. Während dieses 
Arrangement nur den Warenverkehr zwischen der 
Gemeinschaft und Griechenland betraf, soll die neue 
Regelung auch auf den Warenverkehr zwischen der 
Gemeinschaft und der Türkei angewandt werden. 
Es wird daran erinnert, daß die Neugestaltung des 
Verfahrens zum einen wegen der inzwischen ein- 
getretenen Entwicklung des Warenverkehrs über 
Österreich wünschenswert erschien, sich zum an- 
deren auch im Hinblick auf die auf dem Grundsatz 
des gegenseitigen Vertrauens beruhende, weitrei- 
chende Zusammenarbeit der Zollverwaltungen der 
Mitgliedstaaten und Österreichs anbot, die seit dem 
Inkrafttreten des am 30. November 1972 abgeschlos- 
senen Abkommens zur Anwendung der Bestimmun- 
gen über das gemeinschaftliche Versandverfahren 
besteht. 

Zu dem aus zwei Verhandlungsrunden (24. April 
und 11. Juni 1974) hervorgegangenen Abkommens- 
entwurf sind die durch das vorgesehene Abkommen 
berührten assoziierten Länder konsultiert worden. 
Da die beiden Länder gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben haben, wurde der Entwurf ab 
21. März 1975 paraphiert. Der Entwurf ist diesem 
Bericht als Anhang A beigefügt. 

1) vgl. Dok. S/81/74 (AELE) (A 3) (COMER 13) 

2) Dok. KOM (73)537 endg. = S/572/73 (AELE) (A 4) 
(COMER 111) 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 294 
vom 29. Dezember 1972, S, 86 ff. 


II. Kurzgefaßte Analyse des ausgehandelten 
Abkommens 

Die Verhandlungen sind gemäß den im vorgenann- 
ten Beschluß des Rates vom 21. Januar 1974 fest- 
gelegten Leitlinien geführt worden. 

A. Tragweite des Abkommens: 

von Österreich eingegangene Verpflichtungen 

Die wichtigsten ausgehandelten Punkte sind folgen- 
de; 

1. Waren, für die in einem Mitgliedstaat, in Grie- 
chenland oder in der Türkei eine Warenver- 
kehrsbescheinigung A.G. 1 oder A. TR. 1 ausge- 
stellt wurde, können von Österreich aus, gege- 
benenfalls nach Umladung oder Lagerung in 
einem Zollager, weiterversandt werden, sofern 
sie während des Verbleibs in Österreich ständig 
unter zollamtlicher Überwachung stehen (Arti- 
kel 2 Anhang A). Von der Anwendung dieses 
Abkommens sind Waren ausgenommen, deren 
Zulassung zur Präferenzbehandlung an die Bedin- 
gung gebunden ist, daß sie von Griechenland 
oder von der Türkei aus unmittelbar in die Ge- 
meinschaft befördert werden. 

2. Die Überwachung nach Absatz 1 wird gefordert, 
um die Nämlichkeit und Unver)sehrtheit der 
Waren zu gewährleisten, die im übrigen nur 
solchen Behandlungen unterzogen werden dür- 
fen, die zu ihrer Erhaltung erforderlich sind oder 
in einer Aufteilung der Sendung bestehen, ohne 
daß dabei die Umschließungen ersetzt werden 
(Artikel 3 Anhang A). 

3. Damit ersichtlich ist, daß die Waren im Rahmen 
des Abkommens von Österreich aus weiterver- 
sandt wurden, tragen die österreichischen Zoll- 
behörden einen diesbezüglichen besonderen Ver- 
merk in die ihnen vorgelegte Warenverkehrs- 
bescheinigungen A.G. 1 oder A.TR. 1 ein. Bei- 
Aufteilung einer Sendung in Österreich sind die 
österreichischen Zollbehörden befugt, für jede 
Teilsendung eine Ablichtung der ursprünglichen 
Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 oderA.TR. 1 
zu bestätigen, wobei genau anzugeben ist, welche 
Waren die Teilsendung umfaßt (Artikel 4 An- 
hang A). 

4. Die weiterversandten Waren sowie die dafür 
ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 
oder A.TR. 1 oder - bei Aufteilung der Sendung - 
die von der österreichischen Zollstelle bestätigte 
Ablichtung müssen den Zollbehörden des Ein- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz- 
leramtes vom 23. Mai 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Oe 17/75. 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 25. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsunterlagen ist nicht vorgesehen. 

Mit der albaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsunterlagen nicht beigefügt. 
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fuhrstaates innerhalb einer Frist von sechs Mo- 
naten nach der Ausstellung der Warenverkehrs- 
bescheinigung gestellt werden (Artikel 5 An- 
hang A). 

5. Die Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten einer- 
seits und der Republik Österreich andererseits 
leisten einander Amtshilfe bezüglich der im Ab- 
kommen genannten Waren. Die Zollverwaltun- 
gen der Mitgliedstaaten sind befugt, die im Rah- 
men der Amtshilfe erhaltenen Unterlagen und 
Auskünfte an die griechische und die türkische 
Zollverwaltung weiterzugeben (Artikel 6 An- 
hang A). 

B. Verwaltung des Abkommens 

Entsprechend den vom Rat festgelegten Leitlinien 
sieht das ausgehandelte Abkommen vor, daß der auf 
Grund von Artikel 15 des Abkommens zur Anwen- 
dung der Bestimmungen über das gemeinschaftliche 
Versandverfahren eingesetzte Gemischte Ausschuß j 
auch die Verwaltung des neuen Abkommens über- 
nimmt (Artikel 8 des Anhangs A). 

Außer der Befugnis, Empfehlungen auszusprechen, 
erschien es angezeigt, den Gemischten Ausschuß in 
ganz bestimmten Fällen zur Fassung von Beschlüs- 
sen zu ermächtigen. Diese Ermächtigung erstreckt 
sich nur auf Bestimmungen technischer Art, deren 
Anpassung wegen etwaiger Änderungen der im 
Rahmen der beiden Assoziationen anwendbaren 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
für die reibungslose Durchführung des Verfahrens 
notwendig ist. 

C. Tatsächliche Anwendung des Abkommens 

Artikel 10 des Entwurfs bestimmt, daß die Gemein- 
schaft auf die zur Anwendung des Abkommens 
erforderliche Anpassung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen hinwirkt, die im Hin- 
blick auf die Gewährung der Vorzugsbehandlung 
im Warenverkehr innerhalb der beiden Assoziatio- 
nen festgelegt wurden. 

Um eine Beteiligung der beiden betroffenen asso- 
ziierten Länder zu erreichen, sind sie im Rahmen der 
Ausschüsse für Zusammenarbeit im Zollwesen (Tür- 
kei: in der 6. Sitzung am 13. Dezember 1974; Grie- 
chenland: in der 6. Sitzung am 17. /18. März 1974) 
konsultiert worden. Beide Delegationen haben sich 
zustimmend zu dem ihnen unterbreiteten Abkom- 
mensentwurf geäußert. Gleichzeitig haben sie sich 
mit den Anpassungen der im Rahmen der beiden 


Assoziationen festgelegten Verwaltungen einver- 
I standen erklärt, um die Anwendung des in dem ab- 
I zuschließenden Abkommen vorgesehenen Verfah- 
j rens zu ermöglichen. Die griechische Delegation hat 
: sich außerdem der Auffassung angeschlossen, daß 
j das neue Abkommen das sog. Salzburger Arrange- 
I ment vom 2. Oktober 1962 vollständig ersetzt. 

Das Abkommen ist auf den Warenverkehr mit Grie- 
chenland bzw. der Türkei von dem ersten Tag des 
zweiten Monats ab anzuwenden, der auf den Tag 
folgt, an dem die Gemeinschaft der Republik 
Österreich notifiziert hat, daß die Anpassung der 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen, 
die im Rahmen des Warenverkehrs mit dem betref- 
fenden Land anzuwenden sind, vorgenommen wurde 
(Artikel 10 und 11 Anhang A). 

Im Hinblick darauf, daß in Österreich ein Ratifizie- 
rungsverfahren erforderlich ist, wird nicht damit 
gerechnet, daß das Abkommen vor dem 1. Juli 1976 
angewandt werden kann. 

D. Kündigung des Abkommens 

Das Abkommen kann von jeder Vertragspartei un- 
ter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Mo- 
naten gekündigt werden (Artikel 13 Anhang A). 

III. Rechtsgrundlage 

Da es sich um eine Maßnahme zur Vereinfachung 
der Zollförmlichkeiten zwischen der Gemeinschaft 
einerseits und Griechenland und der Türkei anderer- 
seit handelt, durch die der Warenverkehr innerhalb 
der beiden Assoziationen über Österreich zügiger 
abgewickelt werden kann, erscheint es angezeigt, 
das abzuschließende Abkommen auf Artikel 113 des 
I Vertrags zu stützen. 

IV. Schlußfolgerungen und Empfehlung 

; Auf Grund des Obengesagten meint die Kommis- 
; Sion, daß das ausgehandelte Abkommen den mit den 
i Verhandlungen verfolgten Zielen voll und ganz ent- 
spricht. 

; Die Kommission legt deshalb dem Rat: 

— den Text des ausgehandelten Abkommens (An- 
hang A) ; 

i — eine Empfehlung für eine Verordnung über den 
Abschluß des genannten Abkommens (Anhang B) 

; vor. 
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Anhang A 

Entwurf eines Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Österreich zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und Griechenland 
und der Türkei andererseits beim Weiterversand von Waren aus Österreich 


DIE EUROPÄISCHE 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
einerseits — - 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 
andererseits — 

in dem Wunsche, die Förmlichkeiten im Waren- 
verkehr zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft einerseits und den mit ihr durch Asso- 
ziierungsabkommen verbundenen Staaten Griechen- 
land und Türkei andererseits in jenen Fällen zu ver- 
einfachen, in denen die Waren von Österreich aus, 
gegebenenfalls nach Umladung oder Lagerung, wei- 
terversandt werden, 

in der Erwägung, daß das am 30. November 1972 
Unterzeichnete Abkommen zwischen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Österreich zur Anwendung der Bestimmungen über 
das gemeinschaftliche Versandverfahren unter an- 
derem eine weitgehende, auf dem Grundsatz des 
gegenseitigen Vertrauens beruhende Zusammen- 
arbeit der Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten und 
Österreich vorsieht, die auch im Warenverkehr zwi- 
schen der Gemeinschaft einerseits und Griechenland 
und der Türkei andererseits im Interesse der Ver- 
einfachung der Förmlichkeiten angewendet werden 
könnte — 

SIND WIE FÖLGT ÜBEREINGE KÖMMEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens sind 

a) die „Gemeinschaft": die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft, 

b) ein „Mitgliedstaat": ein Mitgliedstaat der Ge- 
meinschaft, 

c) das „Versandabkommen": das Abkomemn vom 
30. November 1972 zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Öster- 
reich zur Anwendung der Bestimmungen über 
das gemeinschaftliche Versandverfahren, 

Artikel 2 

1. Dieses Abkommen ist - vorbehaltlich des Ab- 
satzes 2 - auf Waren anzuwenden, für die im 
Rahmen des Warenverkehrs zwischen der Ge- 
meinschaft einerseits und Griechenland und der 
Türkei andererseits eine Warenverkehrsbeschei- 
nigung nach einem der als Anhänge I und II bei- 
gefügten Muster ausgestellt worden ist und die 
von österreichischem Gebiet aus, gegebenenfalls 


nach Umladung oder Lagerung in einem Zollager 
(d. h. Lagerung unter zollamtlicher Überwa- 
chung), weiterversandt werden. 

2. Die in Anhang III genannten Waren sind von 
der Anwendung dieses Abkommens ausgenom- 
men. 

Artikel 3 

1. Für die in Artikel 2 Absatz 1 genannten Waren 
ist der zuständigen österreichischen Zollstelle die 
in einem Mitgliedstaat, in Griechenland oder in 
der Türkei ausgestellte Warenverkehrsbescheini- 
gung vorzulegen. Die Warenverkehrsbescheini- 
gung muß in einer der in Artikel 14 genannten 
Sprachen, in griechischer oder in türkischer Spra- 
che gedruckt und ausgefüllt sein; wird die grie- 
chische oder die türkische Sprache verwendet, 
so muß sie außerdem in einer der in Artikel 14 
genannten Sprachen abgefaßt sein. 

2. Um die Nämlichkeit und Unversehrtheit der Wa- 
ren zu gewährleisten, bleiben die Waren unter 
ständiger Überwachung der österreichischen Zoll- 
verwaltung. 

3. Die Waren müssen im Fall der Lagerung geson- 
dert gelagert und dürfen nur solchen Behand- 
lungen unterworfen worden sein, die zu ihrer 
Erhaltung erforderlich waren oder die in einer 
Teilung der Sendung bestanden, ohne daß dabei 
die Umschließungen ersetzt wurden. 

Artikel 4 

1. Im Falle des Weiterversands von in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Waren muß aus der Waren- 
verkehrsbescheinigung hervorgehen, daß die in 
Artikel 3 genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind. 

2. Beim Weiterversand ohne Aufteilung der Sen- 
dung wird zu diesem Zweck von der zuständigen 
österreichischen Zollstelle in das Feld „Waren- 
bezeichnung" der Warenverkehrsbescheinigung 
der Vermerk „Direkte Weiterleitung EWG" ein- 
getragen und durch Abdruck des Dienststempels 
unter Angabe des Datums bestätigt. 

Beim Weiterversand nach Aufteilung der Sen- 
dung in Österreich ist von der der zuständigen 
Österreichischen Zollstelle vorgelegten Waren- 
verkehrsbescheinigung für jede Teilsendung eine 
Ablichtung anzufertigen. Am oberen Rand der 
Ablichtung ist in roter Schrift der Vermerk „Teil- 
sendung" anzubringen. Auf der Ablichtung ist 
genau anzugeben, welche Waren die Teilsendung 
umfaßt. Die Eintragungen sind durch Abdruck des 
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Dienststempels unter Angabe des Datums zu 
bestätigen. 

3. Die Aufteilung der Sendung ist auf der ursprüng- 
lichen Warenverkehrsbescheinigung entspre- 
chend zu vermerken. Die ursprüngliche Waren- 
verkehrsbescheinigung wird von der zuständigen 
österreichischen Zollstelle mindestens zwei Jahre 
aufbewahrt und auf Verlangen im Rahmen der 
Amtshilfe nach Artikel 6 der Zollverwaltung des 
anfordernden Mitgliedstaats übermittelt. 

Artikel 5 

Die weiterversandten Waren müssen den Zollbehör- 
den des Einfuhrstaates mit der von der zuständigen 
österreichischen Zollstelle bestäti'gten Warenver- 
kehrsbescheinigung oder - bei Teilsendungen - Ab- 
lichtung innerhalb einer Frist von sechs Monaten 
nach der Ausstellung der Warenverkehrsbescheini- 
gung gestellt werden. 

Artikel 6 

1. Soweit erforderlich unterrichten die Zollverwal- 
tungen der Mitgliedstaaten einerseits und der 
Republik Österreich andererseits einander von 
Amts wegen oder auf Antrag über Feststellun- 
gen, Schriftstücke, Berichte, Niederschriften und 
Auskünfte in bezug auf Waren, die im Einfuhr- 
staat als im Rahmen dieses Abkommens von 
Österreich aus weiterversandt gestellt werden, 
sowie über anläßlich des in diesem Abkommen 
bezeichneten Warenverkehrs begangene Unre- 
gelmäßigkeiten und Zuwiderhandlungen. 

2. Die Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten sind 
befugt, die im Rahmen der Amtshilfe nach Ab- 
satz 1 erhaltenen Unterlagen und Auskünfte an 
die griechische oder türkische Zollverwaltung 
weiterzugeben. 

Artikel 7 

Die Bestimmungen dieses Abkommens stehen den 
von der Republik Österreich erlassenen Einfuhr-, 
Ausfuhr- und Durchfuhrverboten oder -beschrän- 
kungen nicht entgegen, die aus Gründen der öffent- 
lichen Ördnung, Sicherheit und Sittlichkeit, zum 
Schutz der Gesundheit und des Lebens von Men- 
schen, Tieren oder Pflanzen, des nationalen Kultur- 
gutes von künstlerischem, geschichtlichem oder 
archäologischem Wert oder des gewerblichen oder 
kommerziellen Eigentums gerechtfertigt sind. 

Artikel 8 

1. Der durch Artikel 15 des Versandabkommens 
eingesetzte Gemischte Ausschuß trägt für die 
Erfüllung dieses Abkommens Sorge. Er spricht zu 
diesem Zweck Empfehlungen aus und faßt in den 
in Absatz 3 genannten Fällen Beschlüsse. 

2. Der Gemischte Ausschuß empfiehlt insbesondere: 

a) Änderungen des Abkommens; 

b) alle anderen Maßnahmen, die zur Durchfüh- 
rung des Abkommens erforderlich sind. 


3. Er beschließt Änderungen des Abkommens, und 
zwar 

a) des Artikels 2, die durch Änderung der dem 
Abkommen beigefügten Muster der Waren- 
verkehrsbescheinigungen notwendig werden; 

b) der Artikel 3, 4, 5 und 9; 

c) der Anhänge. 

Diese Beschlüsse werden von den Vertragspar- 
teien nach ihren eigenen Regeln ausgeführt. 

Artikel 9 

Die Anhänge I bis III sind Bestandteil dieses Ab- 
kommens. 

A r t i k e 1 10 

1. Die Gemeinschaft verpflichtet sich, auf eine ent- 
sprechende Anpassung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen hinzuwirken, die 
für die Gewährung der Vorzugsbehandlung für 
die von Österreich aus weiterversandten Waren 
gelten, die die Gemeinschaft einerseits und Grie- 
chenland und die Türkei andererseits einander 
einräumen. 

2. Wenn die zur Anwendung dieses Abkommens 
erforderlichen Voraussetzungen im Rahmen des 
Warenverkehrs mit einem der beiden Staaten 
geschaffen wurden, notifiziert dies die Gemein- 
schaft der Republik Österreich. 

Artikel 11 

1. Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des zwei- 
ten Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an 
dem die Vertragsparteien einander mitgeteilt 
haben, daß die zu diesem Zweck erforderlichen 
Verfahren abgeschlossen sind. 

2. Das Abkommen ist auf den Warenverkehr mit 
Griechenland und der Türkei vom ersten Tag 
des zweiten Monats ab anzuwenden, der auf den 
Tag folgt, an dem die jeweilige Notifizierung 
nach Artikel 10 Absatz 2 erfolgt ist. 

Artikel 12 

Die Vertragsparteien unterrichten einander über die 
Vorschriften, die sie zur Durchführung dieses Ab- 
kommens erlassen. 

Artikel 13 

Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei 
unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten 
gekündigt werden. 

Artikel 14 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in dänischer, deutscher, englischer, französi- 
scher, italienischer und niederländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 
Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten ihre Unterschriften unter dieses Abkom- 
men gesetzt. 
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Anhang I 


ASSOZIATION EWG -GRIECHENLAND 


WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG 


CERTIFICATO 

DI CIRCOLAZIONE DELLE MERCI 
CERTIFICAAT INZAKE GOEDERENVERKEER 
VARE CERTIFIKAT 


CERTIFICATE DE CIRCULATION DES 
MARCHANDISES 
MOVEMENT CERTIFICATE 

niSTOnOIHTIKON KYKAO^OPIAS EMnOPEYMATQN 



Ich, der Unterzeichnete 


ERKLÄRUNG DES AUSFÜHRERS 

(Name und Vorname oder Firmenbezeidinung, vol 

Ausfi 


dei^^^chgenannten Waren: 


PACKSTÜCKE (1) 


Zeichen und 
Nummern 


Anzahl 
und Art 




BEZEICHNUNG DEF 








Rohgew. (kg) 
oder 

andere Maße 
(hl, cbm usw.) 


4 










Gesamtzahl der PackstÄdke in Buchstaben (Spalte 3) : 
Gesamtmenge in Buclistabeil (Spalte 5); 


Bemerkungen (2) 


erkläre, daß bei diesen Waren in 

die Voraussetzungen vorliegen, die erfüllt sein 
müssen, um ^dle vorliegende Bescheinigung zu 
erlangen (^) 

BeStimmt^sland (^) 

., den 19 

(Untesrdirift des Ausführers) 


BESCHEINIGUNG DER ZOLLSTELLE 

Die Richtigkeit der nebenstehenden Erklärung wird bestätigt. 

Ausfuhrpapier: 


Art/Muster Nr 

vom 19.. 

Zollstelle: 


^ (Ausfüllung freigestellt) 

Sendung vom 19... 


Stempel 

der 

Zollbehörde 


den 


19 


Nr. 


(Unterschrift des Beamten) 


(') Für lose geschüttete Waren ist je nach Fall der Name des Schiffes, die Waggon- oder Kraftwagennummer anzugeben. 

(•) Hier ist gegebenenfalls der in den Erläuterungen auf der Rückseite unter I, I c und d vorgesehene Vermerk „Antei 
anzubringen. 

(*) Siehe die Erläuterungen auf der Rückseite. 

/*) Anzugeben ist der Mitglieclstaat oder »Griechenland“. 


Anteilzoll-Griechenland" 
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ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG 

Es wird um Überprüfung dieser Bescheinigung auf ihre 
Echtheit und Richtigkeit ersucht. 

ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 

Die Nachprüfung hat ergeben, daß diese Bescheinigung i) 

1 1 von der auf ihr angegebenen Zollbeltörde ausge- 

stellt worden ist und daß die darin enthaltenen 
Angaben richtig sind. 



1 1 nicht den Erfordernissen für ihre Echtheit und für 

die Richtigkeit der daTin enthaltenen Angaben ent- 
spricht (siehe beigefügte Bemerkungen). 



, den 

Stempel 

der 

Zollbehörde 


Stempel ; 
der : 

Zollbehörde j 


(Unterschrift) 

(Unterschrift) 



(1) Zutreffendes Feld ankreuzen. 


I. WAREN, FÜR DIE EINE WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 AUSGESTELLT WERDEN KANN 


1. Eine Warenverkehrsbescheinigung A.G, 1 kann nur für Waren 
ausgestellt worden, die im Aiisfuhrstaat unter eine der nach- 
stehenden Gruppen fallen; 

a) Waren, die im Ausfuhrstaat hergestellt sind, einschließlich der- 
jenigen, die ganz oder teilweise unter Verwendung von Erzeug- 
ni.ssen hergestellt sind, für welche die auf sie anwendbaren 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben und nicht voll- 
ständig oder teilweise rüdevergütet worden sind; 

b) Waren, die sich im Ausfuhrstaat im freien Verkehr befinden 
(Waren aus dritten Ländern, für die die Einfiihi forralidikeiten 
erfüllt und die Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben 
und nicht vollständig oder teilweise rückvergütet worden sind) ; 

c) Waren, die im Ausfuhrstaat unter Verwendung von Erzeugnissen 
hergestellt sind, für weiche die auf sie anwendbaren Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung nicht erhoben oder für welche diese 
vollständig oder teilweise rüdevorgütet worden sind, sofern in 
den dafür in betracht kommenden Fällen der für sie vorge- 
sehene Anteilzoll erhoben wird; 

Zur Beachtung; Jede Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1, die 
sich auf Waren bezieht, die in der Gemeinschaft unter Verwen- 
dung von Erzeugnissen aus dritten Ländern hergestellt worden 


sind, für die weder in der Gemeinschaft noch in Griedrenland 
die auf sie anwendbaren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
erhüben worden sind, ist mit dem Vermerk „Anteilzoll-Griechen- 
land" zu versehen. 

d) Waren, die vorher aus einem Partnerstaat des Abkommens ein- 
geführt worden sind und bei der Ausfuhr aus diesem Staat zu 
einer der vorgenannten Gruppen a), b) oder c) gehörten. 

Zur Beachtung: Falls für die in den Ausfuhrstaat ursprünglich 
eingeführten Waren eine Warenverkehrsbescheinigung mit dem 
Vermerk „Anteilzoll-Griechenland" ausgestellt worden war, muß 
auf allen als Ersatz für die ursprüngliche Warenverkehrsbe- 
sdieinigung ausgestellten Warenverkehrsbescheinigungen A.G. 1 
der gleiche Vermerk angebracht weiden. 

2. Bei bestimmten Erzeugnissen müssen außerdem die zusätzlichen 
Voraussetzungen erfüllt sein, die gegebenenfalls für sie vorgesehen 
sind. 

3. Eine Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 darf nicht ausgestellt 
werden für Waren, die ursprünglich unter Inanspruchnahme einer 
besonderen Zollregelung auf Grund ihres Ursprungs oder ihrer 
Herkunft aus dritten Ländern cingeführt worden sind. 


11. ANWENDUNGSBEREICH DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G, 1 


Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 darf nur verwendet werden, 
sofern die Waren, auf die sie sich bezieht, aus dem Ausfuhrstaat 
unmittelbar in den Einfuhrstaat befördert werden. Eine unmittelbare 
Beförderung aus dem Ausfuhrstaat in den Einfuhrstaat liegt nur vor; 

a) wenn die Waren befördert werden, ohne dabei das Gebiet eines 
anderen Landes als das der Gemeinschaft oder Griechenlands 
berühren ; 

b) wenn die Waren über das Gebiet eines oder mehrerer anderer 
Länder als das der Gemeinschaft oder Griechenlands befördert 


I oder dort umgeladen werden, sofern die Beförderung durch 

I diese Lander oder die Umladung auf Grund eines eilrzigen in 

der Gemeinschaft oder in Griechenland ausgestellten Fracht- 
papiers erfolgt. 

1 N. B. Der Ausführer muß sich vergewissern, ob die Waren „unmittel- 
bar" in den Einfuhrstaat „befördert" werden, bevor er bei den Zoll- 
j behörden des Ausfuhrstaats die Ausstellung einer Warenverkehrs- 
I bescheinigung A.G. 1 beantragt. Liegt eine Beförderung unter diesen 
Voraussetzungen nicht vor, so kann im Einfuhrstaat auf die Waren die 
I Präferenzregelung nur gegen Vorlage einer Warcnverkehrsbescheini- 
; gung A.G. 3 angewandt werden. 


III, REGELN, DIE BEI DER AUSSTELLUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 ZU BEACHTEN SIND 


1. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 ist in einer der Sprachen, 
in denen das Abkommen abgefaßt ist, und in Übereinstimmung mit 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaats auszu- 
füllen. Wird die griechische Sprache verwendet, so ist sie außerdem 
in einer der Amtssprachen der Gemeinschaft auszufüllen. 

2. Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 ist in Maschinenschrift 
oder handschriftlich auszufüllen; im letzteren Fall muß sie mit 
Tinte oder Kugelschreiber und in Blockschrift ausgefüllt werden. 
Rasuren oder Übermalungen sind unzulässig. Änderungen sind so 
vorzunehmen, daß die irrtümlichen Eintragungen gestrichen und 
gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt werden. 
Jede so vorgenommene Änderung muß von dem, der die Bescheini- 
gung ausgefüllt hat, gebilligt und von der Zollbehörde bestätigt 
werden. 


3. Jeder Warenposten, der in der Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 
autgetührt ist, muß mit einer laufenden Nummer versehen sein. 
Unmittelbar unter der letzten Eintragung ist ein waagerechter 
Schlußstrich zu ziehen. Leerfelder sind durch Streichungen unbrauch- 
bar zu machen. 

4. Die Waren sind nach dem Handelsbrauch so genau zu bezeichnen, 
daß die Feststellung der Nämlichkeit (Identität) möglich ist. 

5. Der Ausführer oder der Fradilführer kann in dem Teil der Beschei- 
nigung, der für die „Erklärung des Ausführers" bestimmt ist, einen 
Hinweis auf das Frachtpapier anbringen. Es wird dem Ausführer 
oder dem Frachtführer empfohlen, in den Frachtpapieren, die die 
Waren begleiten, die Seriennummer der Warenverkehrsbescheini- 
gung A.G. 1 zu vermerken. 


IV. BEDEUTUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 


Die ordnungsgemäß verwendete Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 
ermöglicht cs, daß auf die in ihr beschriebenen Waren im Einfuhr- 
staat die Präferenzregelung - schrittweiser Abbau der Zölle und der 
mengenmäßigen Beschränkungen sowie aller Maßnahmen gleicher Wir- 
kung - angewandt wird. Falls jedoch die Warenverkehrsbescheinigung 
A.G. 1 den Vermerk „Anteilzoil-Griechenland" trägt, wird in den 


i Mitgliedstaaten der EWG die Präfercnzregelung auf die in der Waren- 
! Verkehrsbescheinigung aufgeführten Waren nicht angewandt. Die 
: Zollbehörden des Einfuhrstaats können, wenn sie es für erforderlich 
I halten, die Vorlage weiterer Nachweise verlangen, insbesondere der 
^ Frachtpapiere, die die Waren begleitet haben. 


V. FRIST FÜR DIE VORLAGE DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.G. 1 


Die Warenverkehrsbescheinigung A.G. 1 muß innerhalb einer Fri.st 
von Monaten, vom Tage ihrer Ausstellung an gerechnet, der 


Zollstelle des Einfuhrstaats vorgelegt werden, bei der die Waren 
gestellt werden. 
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Anhang 11 


ASSOZIATION EWG-TÜRKEI 

WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG CERTIFICA' 


CERTIFICAT DE CIRCULATION DES CERTIFICAAT INI 
MARCHANDISES 

MALLARIN TEDAVÜL BELGESI 


CERTIFICATO 

DI CIRCOLAZIONE DELLE MERCI 
CERTIFICAAT INZAKE GOEDERENVERKEER 


A.TSE1 


00 ;; 


ERKLÄRUNG DES AUSFÜHRERS 


Ich, der Unterzeichnete 






(Name und Vorname oder Firmenbezeichnung, vollst|^^je Anjp^P des_^|^ührers) 

Ausfüh^»der^^hg^^nten V 


nten Waren: 


PACKSTÜCKE (1) 

Zeichen und 
Nummern 

Anzahl 
und Art 

2 

3 








BEZEICHNUNG 


DER waren 


Rohgew. (kg) 
oder 

andere Maße 
(hl, cbm usw.) 






r ^ 





Gesamtzahl der Packstücke ii^ 
Gesamtmenge in Buchstabeii 
Bemerkungen (2) 

erkläre, daß bei die«^ Wai^ 




i ^ 


die Voraussetz\^Mjph '^ffliege|^!iÄie erfüllt sein 
müssen, um d^%or^l^pnd^;'^ifescheinigung zu 


BESCHEINIGUNG DER ZOLLSTELLE 

Die Richtigkeit der nebenstehenden Erklärung wird bestätigt. 

Ausfuhrpapier: 


erlangen (^) 


Art/Muster 


. ... 

4^" ^r’ 

. . 

r ^ Hp«; A 


vom 

Zollstelle: 


pR des Ausführers) 
ung freigestellt) 


Stempel 

der 

Zollbehörde 





los^,^^li^üttel^l|S?aren ist je nach Fall der Name des Schiffes, die Waggon- oder Kraftwagennummer anzugeben. 

Erläuterungen auf der Rückseite unter I, I c und d vorgesehene Vermerk .Anteilzoll Griechenland“ 

Siet^g^Ä'Erläii^l^y^ auf der Rückseite. 

.Äf? Aru^^en i|j|||^^ Mitgliedstaat oder .Griechenland“. 
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ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG 

Der unterzeichnende Zollbeamte bittet, diese Waren- 
verkehrsbescheinigung auf ihre Echtheit und Richtigkeit 
zu überprüfen. 

ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 

Die Nachprüfung durch den unterzeichnenden Zollbeamten 
hat ergeben, daß diese Warenverkehrsbescheinigung 

□ von der auf ihrer angegebenen Zollstelle ausgestellt 
worden ist und die darin enthaltenen Angaben richtig 
sind 1) ; 

□ nicht den Erfordernissen für ihre Echtheit und für die 
Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben entspricht 
(siehe die beigefügten Bemerkungen) i). 


, den 

den 

Stempel 

der 

: Zollbehörde 


Stempel ; 
der : 

Zollbehörde j 


(Unterschrift) 

(Unterschrift) 



’) Nichtzutreffendes streichen 


I. WAREN, FÜR DIE EINE WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.TR. 1 AUSGESTELLT WERDEN KANN 


1. Eino Warcnverkehrsbesciheinigung A.TR. 1 kann nur für Waren 
ausgestellt, werden, die im Ausfuhistaat unter eine der nach- 
stehenden Gruppen fallen: 

a) Waren, die im Ausfuhrstaat hergestellt sind, einschließlich der- 
jenigen, die ganz oder teilweise unter Verwendung von Erzeug- 
nissen heigesLellt sind, für v/elche die atif sie anwendbaren 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben und nicht voll- 
stcändig oder teilw^eise rückvergütet worden sind; 

b) Waren, die sich iin Ausfuhrstaat im freien Verkehr befinden 
(Waren aus dritten Ländern, für die die Einfuhrfönnlichkeiten 
erfüllt und die Zolle und Abgaben gleicher Wirkung erhoben 
und nicht vollständig oder teilweise rückvergütet worden sind) ; 

c) Waren, die im Ausfuhrstaat unter Verwendung von Erzeugnissen 
hergeslelit sind, für welche die auf sie anwendbaren Zölle und 
Abgaben gleicher Wirkung nicht erhoben oder für welche diese 
vollständig oder teilweise rückvergirtet worden sind, sofern in 
den dafür in Betradrt kommenden Fällen der für sie vorge- 
sehene AnteilzoH erhoben wird; 

Zur Beachtung: Jede Warenverkehrsboscheinigung A.TR. 1, die 
sich auf Waren bezieht, die in der Gemeinschaft unter Verwen- 
dung von Erzeugnissen aus dritten Ländern heigcstellt worden 


sind, für die weder in der Gemeinschatt noch in der Türkei 
die arrf sic anwendbaren Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
erhoben worden sind, ist mit dem Vermerk „Antoilzoll-Türkoi'' 
zrr versehen. 

d) Waren, die vorher aus eirrem Partnerstaat des Abkommens ein- 
geführt worden sind und bei der Ausfuhr ans diesem Staat zu 
einer der vorgenannten Gruppen a), b) oder c) gehörten. 

Zur Beachtung: Falls für die in den Ausfuhrstaat ursprünglich 
eingeführten Waren eine Warcirverkehrsbescheiiiigung mit dem 
Vermerk „Antcilzoll-Türkei" ausgestellt worden war, muß auf 
allen als Ersatz für die ursprürrg liehe Warenvcrkchrsbeschoini- 
gung ausgestellten Warenverkehrsbescheinigungen A.TR. 1 der 
gleiche Vermerk angebracht werden. 

2. Bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen müssen außerdem die zusätz- 
lichen Voraussetzungen erfüllt sein, die für sie vorgesehen .sind. 

3 . Eine Warenverkehrsbescheinigung A.TR. 1 darf nicht ausgestellt 
werden tür Waren, die ursprünglich unter Inanspruchnahme einer 
besonderen Zoilregclung auf Grund ihres Ursprungs oder ihrer 
Merkuntt an.s dritten Ländern cingeführt worden sind. 


IL ANWENDUNGSBEREICH DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.TR. 1 


Die Warenverkeliisbescheinigimg A.TR. 1 darf nur verwendet werden, 
sofern die Waren, auf die sie sich bezieht, aus dem Ausfuhrstaat 
unmittelbar in den Einfuhrstaat befördert werden. Eine unmittelbare 
Beförderung aus dem Ausfuhrstaat in den Einluhrstaat liegt nur vor; 

a) wenn die Waren befördert worden, ohne dabei das Gebiet eines 
anderen Landes als das der Gemeinschaft oder der Türkei zu 
berühren ; 

b) wenn die W'aren über das Gebiet eines oder mehrerer anderer 
Länder als das der Gemeinschaft oder der Türkei befördert 


oder dort umgeladen werden, sofern die Bofordening durch 
diese Länder oder die Umladung auf Grund eines einzigen in 
der Gemeinschaft oder der Türkei ausgestellten Frachtpapiers 
ertolgl. 

N. B. Der Ausführei muß sich vergewissern, ob die Waren „unmittel- 
bar" in den Einfuhrstaat „befördert" werden, bevor er bei den Zoll- 
behörden des Ausfuhrstaats die Ausstellung einer Warenverkehrs- 
bescheinignng A.TR. 1 beantragt. Liegt eine Beförderung unter diesen 
Voraussetzungen nicht vor, so kann im Einfuhrstaat auf die Waren die 
Präferenzregelung nur gegen Vorlage einer Warenverkehrsbescheini- 
giing A.TR, 3 angewandt werden. 


III. REGELN, DIE BEI DER AUSSTELLUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.TR. 1 ZU BEACHTEN SIND 


1. Die Waienverkehrsbescheinigung A.TR. 1 ist in einer der Sprachen, 
in denen das Abkommen abgefaßt ist, und in Übereinstimmung mit 
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaats auszu- 
füllen. Wird die Sprache verwendet, so ist sie außerdem in einer 
der Amtssprachen der Gemeinschaft auszufüllcn. 

2. Die Waronverkehrsbescheinigung A.TR. 1 ist in Maschinenschrift 
oder handschriftlich auszufüllcn; im letzteren Fall muß sie mit 
Tinte oder Kugelschreiber und in Block.schrift ausgefüllt werden. 
Rasuren oder Übermalungen sind unzulässig. Änderungen sind so 
vorzunehmen, daß die irrtümlichen Eintragungen gestrichen und 
gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt werden. 
Jede so vorgenommenc Änderung muß von dem, der die Bescheini- 
gung ausgefüllt hat, gebilligt und von der Zollbehörde bestätigt 
werden. 


3. Jeder Warenposten, der in der Warenvcrkchrsbescheinigung A.TR. 1 
aufgcfiihrt ist, muß mit einer laufenden Nummer versehen sein. 
Unmittelbar unter der letzten Eintragung ist ein waagerechter 
Schlußstrich zu ziehen. Leerfclder sind durch Streichungen unbrauch- 
bar zu machen. 

4. Die Waren sind nach dem Handelsbrauch so genau zu bezeichnen, 
daß die Feststellung der Nämlichkeit (Identität) möglich ist. 

5. Der Austührer oder der Frachtführer kann in dem Teil der Beschei- 
nigung, der für die „Erklärung des Ausführers" bestimmt ist, einen 
Hinweis auf das Frachtpapier anbringen. Es wird dem Ausführer 
oder dem Frachtführer empfohlen, in den Frachtpapieren, die die 
Waren begleiten, die Seriennummer der Warenverkehrsbescheini- 
gung A.TR. 1 zu vermerken. 


IV. BEDEUTUNG DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.TR. 1 


Die ordnungsgemäß verwendete Warenverkchrsbcscheinigung A.TR, 1 
ermöglicht es, daß auf die in ihr beschriebenen Waren im Einfuhr- 
staat die Präferenzregelung - schrittweiser Abbau der Zölle und der 
mengenmäßigen Beschränkungen sowie aller Maßnahmen gleicher Wir- 
kung - angewandt wird. Falls jedoch die Warenverkchrsbescheinigung 
A.TR. 1 den Vermerk „Antcilzoll-Türkei" trägt, wird in den Mitglied- 


Staaten der EWG die Präferenzregclung auf die in der Warenverkehrs- 
bescheinigung aufgeführten Waren nicht angewandt. Die Zollbehörden 
des Einfuhrstaates können, wenn sie es für erforderlich halten, die 
Vorlage weiterer Nachweise verlangen, insbesondere der Fracht- 
papiere, die die Waren begleitet haben. 


V. FRIST FÜR DIE VORLAGE DER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG A.TR. 1 

Die Waienverkehrsbescheinigung A.TR. 1 muß innerhalb einer Frist ' Zollstelle des Einfuhrstaats vorgelegt werden, bei der die Waren 
von Monaten, vom Tage ihrer Ausstellung an gerechnet, der gestellt werden. 
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Anhang III 

Liste der von der Anwendung des Abkommens 
ausgenommenen Waren 

(Artikel 2 Absatz 2) 


Nummer des 

Brüsseler 1 Warenbezeichnung 

Zolltarifschemas ' 


ex 07.01 


Gemüse und Küchenkräuter, frisch oder gekühlt: 
— Oliven, zur Ölgewinnung bestimmt 


ex 07.03 


Gemüse und Küchenkräuter, zur vorläufigen Halt- 
barmachung in Salzlake oder in Wasser mit einem 
Zusatz von anderen Stoffen eingelegt, jedoch nicht 
zum unmittelbaren Genuß besonders zubereitet: 

— Oliven, zur Ölgewinnung bestimmt 


ex 10.01 


Weizen und Mengkorn: 
— Hartweizen 


10.02 


Roggen 


Land, in dem die 
W arenverkehrsbescheinigung 
ausgestellt worden ist 


Griechenland 


Griechenland 

Türkei 
I Türkei 


ex 10.07 


ex 15.07 


Buchweizen, Hirse aller Art und Kanariensaat; 
anderes Getreide; 

— ■ Kanariensaat Türkei 

Fette pflanzliche öle, flüssig oder fest, roh, gerei- 
nigt oder raffiniert: 

— • Olivenöl, anderes als raffiniertes Olivenöl 
— Olivenöl, raffiniert 


Griechenland, Türkei 
Griechenland 


ex 15.17 


ex 23.04 


Rückstände aus der Verarbeitung von Fettstoffen | 
oder von tierischen oder pflanzlichen Wachsen: 

— öl enthaltend, das die Merkmale von Olivenöl 

aufweist ! Griechenland 

Ölkuchen und andere Rückstände von der Gewin- i 
nung pflanzlicher öle, ausgenommen öldraß: i 

— Olivenölkuchen und andere Rückstände von | 

der Gewinnung von Olivenöl : Griechenland 
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Anhang B 

Empfehlung einer Verordnung des Rates über den Abschluß eines Abkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Österreich 
zur Vereinfachung der Förmlichkeiten im Warenverkehr zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und Griechenland und der Türkei andererseits 
beim Weiterversand von Waren aus Österreich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Empfehlung der Kommission, 
in der Erwägung, daß der Abschluß eines Abkom- 
mens mit der Republik Österreich über die Verein- 
fachung der Zollförmlichkeit für Waren, die zwi- 
schen der Gemeinschaft einerseits und Griechenland 
und der Türkei andererseits ausgetauscht und in 
Österreich weiterversandt werden, den internatio- 
nalen Warenverkehr erleichtern wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Namen der Gemeinschaft wird das Abkommen 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Österreich zur Vereinfachung der 
Förmlichkeiten im Warenverkehr zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und 


Griechenland und der Türkei andererseits beim Wei- 
terversand von Waren aus Österreich abgeschlos- 
sen, dessen Wortlaut dieser Verordnung beigefügt 
ist. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person 
zu bestellen, die zur Unterzeichnung des in Artikel 1 
genannten Abkommens befugt ist, und ihr die Voll- 
machten zu übertragen, die erforderlich sind, um für 
die Gemeinschaft verbindlich zu handeln ^). 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Der Tag des Inkrafttretens des Abkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Österreich wird im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften veröffentlicht. 
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